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Jürgen Fridrich

Nicht geimpft = 
Schulbetretungsverbot? 
Nein, sagte das Bundesverwaltungsgericht 

in Leipzig mit Urteil vom 22. März 2012 

(BVerwG 3 C 16.11) und bestätigte die Ent-

scheidung des Oberverwaltungsgerichts Lü-

neburg vom 3. Februar 2011 (OVG 13 LC 

198/08).

Damit setzen die Gerichte den Auslegungen 

des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) durch 

die Gesundheitsbehörden Grenzen. Bisher 

wurde Kindern und Jugendlichen (und dem 

Personal) in Kindergärten und Schulen beim 

dortigen Auftreten z. B. eines Masernfalles 

für eine gewisse Zeit verboten, die Einrich-

tung zu betreten, weil sie nicht geimpft wa-

ren, die entsprechende Krankheit noch nicht 

durchgemacht hatten und daher als anstek-

kungsverdächtig galten. Das reicht jetzt al-

lein als Grund nicht mehr aus.

Doch fangen wir am Anfang an.

Am 29. Mai 2007 war den Gesundheitsbe-

hörden eine Masernerkrankung bei einem 

Schüler einer Grundschule bekannt gewor-

den. Sie ergriffen Maßnahmen im Rahmen 

des IfSG, um die weitere Verbreitung der 

Masern zu verhindern. Diese betrafen auch 

die benachbarte Gesamtschule, da gemein-

sam die Bibliothek, Spielmöglichkeiten und 

die Bushaltestelle benutzt wurden und ein 

Kochkurs der Gesamtschule in den Räumen 

der Grundschule stattfand. Nach Kontrolle 

der Impfausweise wurde allen nicht oder nur 

einmal geimpften eine sofortige Masern-

impfung angeboten, da sie als ansteckungs-

verdächtig angesehen wurden. Andernfalls 

wurde ein Schulbetretungsverbot verhängt. 

Davon waren dann neun Schüler betroffen.

Die Mutter eines Schülers beschritt den 

Rechtsweg und beantragte unmittelbar beim 

Gericht vorläufigen Rechtsschutz, um eine 

sofortige Aufhebung des Verbots zu errei-

chen. Dies wurde abgelehnt, da sie keine aus-

reichenden Gründe vorbringen konnte. Dar-

auf reichte sie Klage beim Verwaltungsge-

richt Hannover auf Feststellung der Rechts-

widrigkeit des Betretungsverbots ein.

Sonntag abends, 19. Oktober 2008, ca. 23 

Uhr, rief die Mutter bei mir an: „Impfsor-

gentelefon, das klingt, als ob man auch jetzt 

noch anrufen könnte“, so begann unser Kon-

takt (Für Nachahmer: Rufen Sie an, wenn Sie 

in Not sind; falls ich schon schlafe, höre ich 

das Telefonläuten nicht, dann sprechen Sie 

auf den Anrufbeantworter). Sie schilderte 

den Sachverhalt und ich erfuhr, daß am fol-

genden Donnerstag, 23. Oktober, die Ver-

handlung am Verwaltungsgericht stattfin-

den würde. Da dies in Deutschland eine Pre-

miere war, wurden auch die Medien erwar-

tet, und das Gericht „hoffte“, daß die Mutter 

gute Argumente hatte, um eine „schlechte 

Presse“ zu vermeiden. Ich versprach der 

Mutter Unterstützung und versicherte ihr 

meine Bereitschaft, am Gerichtstermin teil-

zunehmen.

So erhielt das Gericht am Tag vor dem Ter-

min eine ausführliche Begründung der Klage 

und die Ankündigung meiner Teilnahme. 

Dabei wurden Aspekte des IfSG aufgegrif-

fen, aber auch Bezug auf das Grundgesetz 

(GG) genommen. Denn aus unserer Sicht 

(mit uns ist der Verein Libertas & Sanitas e.V. 

gemeint) verstoßen Impfungen gegen die 

Grundrechte (u. a. Recht auf körperliche Un-

versehrtheit, Art. 2 GG, und Recht auf un-

gehinderte Information aus allgemein zu-

gänglichen Quellen ohne Zensur, Art. 5 GG). 

Damit wäre auch das IfSG in den Aspekten 

rechtswidrig, wo es auf die Anwendung von 

Impfungen abzielt. Außerdem wurde die 

fehlende Logik der von den Behörden ergrif-

fenen Maßnahmen dargestellt. Dies hatte 

besondere Bedeutung auch deshalb, weil so 

auch andernorts regelmäßig von den Ge-

sundheitsbehörden vorgegangen wurde.

Grundsätzliche Ausführungen sind den Bei-

trägen „Recht und Impfen“, „Verhalten bei 

Kindergarten- und Schulausschluss“ (Rund-

brief August 2011) und „Sind Impfen und 

Demokratie vereinbar?“ (Mai 2010) zu ent-

nehmen (www.libertas-sanitas.de/Aktuel-

les/Rundbriefe). In Kürze wird dort auch die 

vollständige Begründung der Klage nachzu-

lesen sein.

Das Verwaltungsgericht gab der Klage statt, 

das Vorgehen der Behörde war rechtswidrig 

(Verwaltungsgericht Hannover vom 23. Ok-

tober 2008, Az.: A 3697/07).

In den Tagen darauf berichteten die Me-

dien (auch BILD!) über das Urteil („Junge ge-

winnt gegen Gesundheitsbehörden“, „ Maß-

nahmen der Behörde rechtswidrig“).

Eine besondere Beachtung fand das Ur-

teil einige Monate später auf der 1. Natio-

nalen Impfkonferenz in Mainz (5. bis 7. 

März 2009), an der mein Kollege Wolf-

gang Böhm und ich für Libertas & Sani-

tas teilnahmen. Wir waren besonders auf ei-

nen Vortrag von Dr. med. Fabian Feil ge-

spannt („Masernelimination bis 2010“), da 

er Mitarbeiter des Ministeriums für Sozi-

ales, Frauen, Familie und Gesundheit in Nie-

dersachsen ist: Würde er das Urteil erwäh-

nen? Tatsächlich wies er zunächst auf ver-

schiedene Erfolge der Behörden hin, doch 

„dann kam der große Rückschlag“. Er blen-

dete die Zeitungsberichte ein. Es kam zu ei-

nigen lauten Unmutsäußerungen unter den 

Anwesenden (ca. 500 Impfexperten aus der 

Impfen – alles, was Recht ist!? Impfen – der Anfang vom Ende!?
Nach der Wende bei Energien nun die Wende beim Impfen!? 
Spannend: Auch Bundesregierung und Bundesinnen-
ministerium wirken mit!
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ganzen Welt), wie „das IfSG ist auf unserer 

Seite“ und „jetzt arbeiten schon Gerichte mit 

Impfkritikern zusammen“. Es kehrte schnell 

Ruhe ein, als ich an einem Saalmikrofon kurz 

über meine Teilnahme berichtete („in einem 

demokratischen Staat kann ein Gericht nicht 

anders entscheiden“).

Die Behörde legte gegen das Urteil beim 

Oberverwaltungsgericht (OVG) Lüne-

burg Berufung ein. Doch dieses folgte un-

seren Ausführungen mit Urteil vom 3. Fe-

bruar 2011 (Az.: 13 LC 198/08), und da-

mit war nicht mehr nur eine Einzelfallent-

scheidung verbunden, sondern es erfolgten 

auch grundsätzliche Aussagen, wann ein Be-

tretungsverbot im Rahmen des IfSG in Be-

tracht kam.

Die Behörde legte Revision beim Bundesver-

waltungsgericht (BVerwG) ein. Erst ca. vier 

Wochen vor dem dortigen Termin erfuh-

ren wir dann, welche weitreichenden Folgen 

das Urteil des OVG ausgelöst hatte. An dem 

Verfahren beteiligte sich nun „Der Vertre-

ter des Bundesinteresses beim Bundesver-

waltungsgericht im Bundesministerium des 

Innern“, Regierungsdirektor Dr. Dr. Send-

ler. Aus seinem Schriftsatz war zu entneh-

men, daß sich auch Bundesregierung, Bun-

desrat und Bundestag „unter dem Eindruck 

der Entscheidung des Oberverwaltungsge-

richts“ mit Änderungen des IfSG befaßten 

und das Urteil des BVerwG mit Spannung 

erwarteten. An dem Termin nahm auch o. g. 

Dr. Feil teil, der sich nach der Verhandlung 

freundlich verabschiedete. Wir kannten uns 

ja schon von zwei Nationalen Impfkonferen-

zen, und werden uns 2013 in München zur 

dritten wiedersehen. 

Das BVerwG wies die Revision zurück. Ein 

Ansteckungsverdacht besteht nicht schon 

deshalb, weil jemand nicht geimpft ist. Es 

ist zu klären, ob ein Kontakt zu einem Kran-

ken oder Krankheitsverdächtigen überhaupt 

stattfand. Dazu gehört auch die Befragung 

des Betroffenen bzw. der Eltern. Bei Maß-

nahmen muß auch der Verhältnismäßig-

keitsgrundsatz beachtet werden.

Die Gerichte hoben in ihren Urteilsbegrün-

dungen stets darauf ab, ob die Maßnahme 

„Schulbetretungsverbot“ mit geltendem 

Recht vereinbar ist. Schon während der Ver-

handlungen erfolgte der Hinweis, daß sie 

sich mit dem Aspekt der Verfassungsmä-

ßigkeit des IfSG bzw. des Impfens nur befas-

sen würden, wenn es zur Klärung der Recht-

mäßigkeit der Verwaltungsmaßnahme nö-

tig wäre.

Es wurde zwar bei den Verhandlungen auch 

über medizinisch-fachliche Aspekte und de-

ren teilweise fraglichen logischen Sinn ge-

sprochen; aber diese wurden in der jeweili-

gen Urteilsbegründung nicht thematisiert. 

Daher wird nachfolgend darauf eingegan-

gen, weil sie zur Klärung weiterer Rechtsfra-

gen von Bedeutung sind.

Sind unter den Kranken oder Krankheits-

verdächtigen geimpfte Personen? 

Dann ist ein Ausschluß nicht geimpfter nicht 

nachvollziehbar. Besonders interessant wird 

es, wenn nur eine Person überhaupt nicht 

geimpft ist, oder wenn geimpfte erkranken 

und nicht geimpfte gesund bleiben.

Dürfen nicht geimpfte Erwachsene, welche 

die Krankheit früher noch nicht durchge-

macht hatten, weiter in die Einrichtung (z. B. 

Kindergarten oder Schule), während Kin-

der und Jugendliche ausgeschlossen wer-

den? Das verstößt gegen den Grundsatz der 

Gleichbehandlung.

Wie wurde der Impfstatus der Personen 

ermittelt? 

Regelmäßig fordern die Gesundheitsbehör-

den nach Auftreten eines (Verdachts)Falles 

(z. B. an Masern) die Betreuer und die Be-

treuten auf, am nächsten Tag ihre Impfaus-

weise in der Einrichtung zur Kontrolle vor-

zulegen. Dann wird allen, die nicht geimpft 

sind, eine sofortige Masernimpfung angebo-

ten, ebenso den nur einmal geimpften (bei 

Masern gehen die Behörden von einem voll-

ständigen Schutz erst nach zwei Impfungen 

aus). Wer sie wahrnimmt, darf unmittelbar 

wieder in die Schule; wer nicht, darf diese 

nicht mehr betreten. Die Dauer des Aus-

schlusses richtet sich u. a. nach dem Zeit-

punkt des Auftretens des ersten Falles, der 

Inkubationszeit der Krankheit und ob wei-

tere Fälle aufgetreten sind.

Bei einem solchen (üblichen) Vorgehen er-

geben sich verschiedene Möglichkeiten 

des Widerspruchs, da dieses weder medizi-

nisch noch logisch zu begründen ist. Grund-

sätzlich äußerst bedenklich ist es doch, zur 

Kontrolle der Impfausweise die Betroffenen 

überhaupt wieder in die Einrichtung kom-

men zu lassen. Warum? Weil die Behörden 

nach § 1 IfSG Maßnahmen ergreifen sol-

len, um eine Weiterverbreitung der Krank-

heit zu verhindern, die sie für hoch anstek-

kend halten. Durch das „Versammeln“ aller 

in der Schule schaffen sie aber genau diese 

Möglichkeit zur Ansteckung selbst. Da-

durch tragen sie zur möglichen Weiterver-

breitung bei und gefährden die Betroffenen, 

statt sie zu schützen. Wir müssen uns schon 

fragen, warum das bisher noch niemandem 

klar geworden ist und auf andere Weise ver-

sucht wurde, die Impfausweise zu überprü-

fen. Wer wie bisher üblich vorgegangen ist, 

dem müßte doch auch die Unsinnigkeit auf-

fallen, nach der Impfpaßkontrolle „nicht Im-

mune“ mit der Begründung auszuschließen, 

sie schützen zu wollen. Aus Sicht der Behör-

den sind die entsprechenden Krankheiten 

doch hochansteckend und sie haben selbst 

durch ihre Maßnahme dafür gesorgt, daß 

alle „nicht Immunen“ jetzt angesteckt sind. 

Dann brauchen sie auch niemanden mehr 

ausschließen, sondern können abwarten, ob 

jemand erkrankt. 

Bisher nicht Geimpfte werden aus Sicht der 

Medizin durch eine Impfung nicht sofort ge-

schützt, sondern die Antikörperbildung (als 

Annahme für wirksamen Schutz) braucht ei-

nige Zeit. Von daher ist es fahrlässig, diese 

Personen sofort in die Einrichtung zu lassen. 

Auch ist nicht nachvollziehbar, warum bis-

her schon einmal Geimpfte eine zweite Imp-

fung benötigen, während bisher nicht Ge-

impfte mit einer auskommen sollen. Interes-

santerweise beschreibt das RKI jedes Jahr im 

„Infektionsepidemiologischen Jahrbuch“ das 

Versagen dieser Riegelungs-/Inkubations-

impfung. Wenn so Geimpfte doch erkran-

ken, wird das nicht als Versagen der Imp-

fung erfaßt, sondern festgestellt, daß diese ja 

noch keinen Schutz haben konnten. In „epi-

demiologisch“ steckt auch „logisch“ drin …

Bei allen Entscheidungen der Gesundheits-

behörden stellt sich die Frage, wie berück-

sichtigt wird, daß in der medizinischen 

Fachliteratur ausführlich über das Versagen 

auch zweier Masernimpfungen trotz höch-

ster Impfraten berichtet wird (Übersicht auf 

www.libertas-sanitas.de/Aktuelles). Bei der 

ersten Verhandlung teilte der ärztliche Ver-

treter der Gesundheitsbehörden mit, daß 

ihm alle diese Quellen (die wir dem Gericht 

zur Verfügung gestellt hatten und der Be-

hörde vorlagen) unbekannt sind …

Wir müssen auch vor Gericht klar machen, 

daß den „Stand der Wissenschaft“ nicht die 

Ansicht der aktuellen medizinischen Mei-

nungsbildner darstellt, sondern daß dieser 

auch einer Überprüfung standhalten muß. 

Dabei sollten sowohl Zweifel am behaup-
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teten Nutzen der Impfungen, als auch das 

mangelnde Wissen zu deren Sicherheit dar-

gestellt werden.

Dazu bieten sich vorzüglich die Veröffentli-

chungen der Behörden selbst an. Deshalb ist 

allen, die Impfungen ernsthaft hinterfragen, 

zu empfehlen, das Bundesgesundheitsblatt 

(Herausgeber u. a. RKI, PEI und Bundeszen-

trale für gesundheitliche Aufklärung) sowie 

das Epidemiologische Bulletin des RKI bei 

der Argumentation heranzuziehen. 

Abschließend erfolgen, um das zu 

verdeutlichen, einige Zitate daraus: 

„Abschied vom Mythos: Der Sieg über die 

großen europäischen Seuchen war keines-

wegs primär ein Sieg der Medizin … Medi-

zinische Forschung und medizinische Dien-

ste sind fehlgeleitet; was die Gesellschaft für 

das Gesundheitswesen ausgibt, stellt eine 

entsprechende Fehlinvestition dar, da bei der 

Mittelverwendung von falschen Annahmen 

über die Grundlagen menschlicher Gesund-

heit ausgegangen wird“ (Bundesgesundheits-

blatt 8/2001, S. 753-62, Rosenbrock: Was 

ist New Public Health?“). Der Autor nimmt 

dabei besonders Bezug auf die Veröffentli-

chungen des englischen Professors für So-

zialmedizin, McKeown, der feststellte, daß 

gesundheitliche Verbesserungen Maßnah-

men wie ausreichender Ernährung, hygie-

nischen, technischen und sozialen Verände-

rungen geschuldet sind, und nicht medizini-

schen, wie z. B. Impfungen.

Interessant ist nicht nur, daß dieser „revo-

lutionäre“ Beitrag überhaupt veröffentlicht 

wurde, sondern daß es danach keine wissen-

schaftliche Diskussion gab, um seine Aussa-

gen zu widerlegen.

In Ausgabe 12/2004 (S. 1151-64) derselben 

Zeitschrift erfahren wir vom PEI: „Die Mel-

dedaten können also nicht die Frage beant-

worten, ob Impfungen oder bestimmte Impf-

stoffe sicher sind“ (Keller-Stanislawski 

u. a.: Verdachtsfälle von Impfkomplikatio-

nen).

Im Bulletin des RKI, Ausgabe 12/2011 (In-

ternationaler Workshop „evidenzbasierter 

Impfempfehlungen“, S. 89-93) wird Prof. 

Mertens, Mitglied der Ständigen Impf-

kommission (STIKO), zitiert: „Dabei warf 

er die Frage auf, welche Qualität der Evidenz 

(auf Beweisen gründend) mindestens für eine 

Impfempfehlung vorliegen sollte und wie vor-

zugehen ist, wenn Daten für Deutschland 

weder bislang vorliegen noch in naher Zu-

kunft zur Verfügung stehen werden“. An an-

derer Stelle heißt es: „Wichtig seien Informa-

tionen, ob der Impfstoff nicht nur immunogen 

sei (also eine Antikörperreaktion auslöst, die 

als Nachweis für die „Wirksamkeit“ angese-

hen wird), sondern darüber hinaus auch tat-

sächlich einen Schutz gegen die impfpräven-

table (durch Impfung zu verhindernde) Er-

krankung induziere“.

 

Vielleicht regt dieser Beitrag dazu an, mit 

sachlichen Informationen die Welt nicht nur 

beim Impfen auf die Füße zu stellen. Dazu 

ist es hilfreich, nicht vorschnell alles mit „es 

geht nur ums Geld“ zu erklären oder hin-

ter allem Verschwörung zu entdecken. Wer 

„infiziert“ worden ist und selbst aktiv wer-

den will, dem kann stattdessen empfohlen 

werden, die Bücher „Die Logik des Misslin-

gens“ und „Der Schein der Weisen“ zu le-

sen. Wenn Sie auch noch Aspekte der Angst 

beim Thema Impfen neugierig machen, 

dann schauen Sie in mein Buch „Impfen mit 

den Augen des Herzens betrachtet – Tatsa-

chen statt Expertenmeinungen“. Die Frage 

der Verfassungsmäßigkeit wird das Bundes-

verfassungsgericht in Karlsruhe zu klären 

haben.

Wünsche allen bewegende Zeiten!

Herzliche Grüße 

Jürgen Fridrich 

Lindenstraße 41, 56290 Sevenich

Tel. (0 67 62) 85 56; Fax (0 67 62) 96 06 48

Name  Vorname

Straße/Hs.-Nr.

PLZ Ort

E-Mail

Telefon/Fax

Datum Unterschrift

Bestellung: Hiermit bestelle ich                 Ex. der 
Zweiten Auflage des Buches von Jürgen Friedrich
„Impfen mit den Augen des Herzens betrachtet“ 
zum Preis von je Ex. 19,80 Euro + Versandkosten. 
Erscheinungstermin ist ca. Januar 2011.

Pirolverlag
Weiheracker 11

85072 Eichstätt

BIT TE DEUTLICH ODER IN GROSSBUCHSTABEN SCHREIBEN. DANKE!
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Warum erscheint dieser Beitrag?

Damit alle aufgerüttelt werden, die Imp-

fungen kritisch hinterfragen, um diese 

Chance zu erfassen.

Hören wir also auf, von (möglichen) Impf-

folgen und Impfschäden zu reden und 

zu schreiben, wenn wir sie nicht melden. 

Nur wenn Meldungen erfolgen, kann sich 

wirklich etwas verändern. Wir können 

aufhören, auf „die Behörden“ (z. B. Robert 

Koch-Institut RKI und Paul-Ehrlich-Insti-

tut PEI) zu zeigen: ohne Meldungen (be-

sonders durch die „Alternativen“) scheint 

die Impfwelt für diese Bundesinstitute in 

Ordnung zu sein. 

Stellen wir uns vor, daß von den ca. 20 000 

Heilpraktikern beiderlei Geschlechts (Ge-

sundheitsberichterstattung des RKI 2006) 

in Deutschland jeder nur einmal im Mo-

nat einen Verdacht einer Impfreaktion 

melden würde, das sind 240 000 Meldun-

gen im Jahr. Oder an zwei Arbeitstagen 

so viele (etwa 2000), wie jetzt im ganzen 

Jahr erfolgen. Da käme Bewegung rein, 

bei den Mitarbeitern der Gesundheitsäm-

ter, bei PEI und RKI. Und dann noch die 

Meldungen der „alternativen Ärztinnen 

und Ärzte“. Aber es kommt noch besser: 

nach dem Bekanntwerden dieses Beitrags 

melden alle Bürger die Verdachtsfälle von 

Impfreaktionen, die von den Ärzten (aus 

Unwissenheit, Angst oder bewußt) nicht 

erfolgen. Klingt wie ein Märchen, oder? 

Dann kann es ja losgehen, jetzt kommen 

die Fakten. 

Seit dem 1. Januar 2001 ist das Infekti-

onsschutzgesetz (IfSG) in Kraft getreten. 

Zweck des Gesetzes ist es, übertragbaren 

Krankheiten beim Menschen vorzubeu-

gen, Infektionen frühzeitig zu erkennen 

und ihre Weiterverbreitung zu verhin-

dern (§ 1 Abs. 1 IfSG). Die hierfür notwen-

dige Mitwirkung und Zusammenarbeit 

der beteiligten Akteure soll „entsprechend 

dem jeweiligen Stand der medizinischen 

und epidemiologischen Wissenschaft und 

Technik gestaltet und unterstützt werden“, 

heißt es dort in Absatz 2 weiter.

Damit ein Gesetz sinnvoll angewandt 

werden kann, muß es zunächst bekannt 

sein. Dies ist beim IfSG nicht ausrei-

chend der Fall. Weder bei den „Schulme-

dizinern“, noch bei den „Alternativen“ be-

steht Klarheit über die Pflichten und mög-

liche Konsequenzen und Chancen, die das 

IfSG beinhaltet. Nachfolgende Ausfüh-

rungen werden zur Klärung beitragen; sie 

stellen keine Rechtsberatung dar, sondern 

fordern jeden auf, über den Sachverhalt 

nachzudenken und dann auch zu handeln.

Obwohl es der o. g. Zweck des IfSG in § 

1 nicht benennt, beinhaltet das Gesetz 

auch wichtige Regelungen, die mögliche 

Impffolgen betreffen. Im Sinne des Ge-

setzes ist (§ 2 Nr. 11 IfSG Begriffsbestim-

mungen) „Impfschaden die gesundheitli-

che und wirtschaftliche Folge einer über 

das übliche Ausmaß einer Impfreaktion 

hinausgehenden gesundheitlichen Schädi-

gung durch die Schutzimpfung; ein Impf-

schaden liegt auch vor, wenn mit vermeh-

rungsfähigen Erregern geimpft wurde und 

eine andere als die geimpfte Person geschä-

digt wurde“.

§ 6 IfSG (Meldepflichtige Krankheiten) 

führt unter Abs. 1, Nr. 3 auf, daß „ der Ver-

dacht einer über das übliche Ausmaß ei-

ner Impfreaktion hinausgehenden gesund-

heitlichen Schädigung namentlich zu mel-

den ist“.

Auf dem Meldebogen (DIN A4-Blatt mit 

Vorder- und Rückseite) des PEI ist dann 

aufgeführt, was nicht meldepflichtig ist 

(z. B. kurzzeitige Lokalreaktionen sowie 

Krankheitserscheinungen, denen offen-

sichtlich eine andere Ursache als die Imp-

fung zugrunde liegt). Daraus ist zu schlie-

ßen, daß alles andere meldepflichtig ist, 

wenn es nach einer Impfung auftritt.

Wer ist nun meldepflichtig für solche 

Impfreaktionen?

§ 8 IfSG (Zur Meldung verpflichtete Per-

sonen) weist unter Abs. 1, Nr. 1 den Arzt 

auf, unter Nr. 3 die Leiter von Einrichtun-

gen der pathologisch-anatomischen Dia-

gnostik und unter Nr. 8 den Heilpraktiker.

Welche Folgen kann es nach sich 

ziehen, wenn trotz Meldepflicht nicht 

gemeldet wird?

Das erfahren wir aus § 73 IfSG (Bußgeld-

vorschriften): „Ordnungswidrig handelt, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 

6 Abs. 1 … eine Meldung nicht, nicht rich-

tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 

macht“. In Abs. 2 heißt es dann: „Die Ord-

nungswidrigkeit kann … mit einer Geld-

buße bis zu fünfundzwanzig tausend Euro 

geahndet werden.“

Das IfSG beschreibt, wie hier ausgeführt, 

die Personen, die verpflichtet sind (also 

eigentlich müssen), Verdachtsfälle von 

Impfreaktionen zu melden. Auf der 2. Na-

tionalen Impfkonferenz wurde von Ver-

tretern des PEI allen Anwesenden mitge-

teilt, daß darüber hinaus jeder Bürger sol-

che Meldungen durchführen kann. Wir 

sprechen dabei besonders auch die Men-

schen an, die z. B. beruflich viel Zeit mit 

Säuglingen, Kleinkindern und Kindern 

verbringen (etwa Hebammen, Kranken-

schwestern und Personal von Kindergär-

ten).

Warum ist es notwendig, zu melden?

Damit die Möglichkeit geschaffen wird, 

auch beim Impfen die Wissenschaft auf 

die Füße zu stellen. Wer von „sicheren 

Impfungen“ spricht, der muß für diese 

Aussage Beweise liefern. Diese liegen 

nicht vor, wie auch die zuständigen Be-

hörden wissen. Hier seien nur zwei Quel-

len genannt (weitere finden sich u. a. in 

den Veröffentlichungen des Autors). „Das 

vorhandene System der passiven Surveil-

lance (Überwachung) von Meldungen von 

Gesundheitsstörungen nach Impfung ist 

Gesetzliche Meldepflicht für Impfreaktionen – eine große Chance, 
die Impfwelt grundlegend zu verändern! 
Und, noch besser: jeder darf (einige müssen) melden!

Jürgen Fridrich
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grundsätzlich nicht in der Lage, epidemio-

logische Aussagen zur Häufigkeit des Auf-

tretens von Komplikationen nach Impfung 

zu treffen … Die Meldedaten können also 

nicht die Frage beantworten, ob Impfungen 

oder bestimmte Impfstoffe ,sicher‘ sind“, so 

schreiben Keller-Stanislawski (PEI) 

u. a. im Bundesgesundheitsblatt 12/2004 

(S.1151-64) in ihrem Beitrag „Verdachts-

fälle von Impfkomplikationen“. Im Rah-

men eines Beitrags über einen internatio-

nalen Workshop „evidenzbasierte Imp-

fempfehlungen“ wird Prof. Mertens 

(Mitglied der Ständigen Impfkommission 

STIKO) zitiert: „Dabei warf er die Frage 

auf, welche Qualität der Evidenz (auf Be-

weisen gründend) mindestens für eine 

Empfehlung vorliegen sollte und wie vor-

zugehen ist, wenn Daten für Deutschland 

weder bislang vorliegen, noch in naher Zu-

kunft zur Verfügung stehen werden“ (Epi-

demiologisches Bulletin des RKI, Ausgabe 

12/2011 vom 28. März 2011).

Was bedeutet das?

Jeder Zulassung eines Impfstoffes oder 

einer Impfempfehlung geht eine Nut-

zen-Risiko-Abwägung voraus. Es handelt 

sich dabei quasi um die Lösung eines ma-

thematischen Bruches, bei dem der Nut-

zen den Zähler und das Risiko den Nen-

ner darstellt. Nun konnten wir eben den 

beiden Quellen entnehmen, daß wir we-

der den Zähler, noch den Nenner kennen. 

Aus unserer Schulzeit wissen wir, daß eine 

Bruchrechnung schon unlösbar ist, wenn 

einer von beiden unbekannt ist.

Warum ist es überhaupt notwendig, 

über den Nutzen zu sprechen, 

wo der Beitrag doch das Risiko zum 

Thema hat?

Weil sich eigentlich die Frage nach mög-

lichen Risiken von Impfungen (in Abwä-

gung zu solchen der Krankheiten, gegen 

die geimpft wird) erst stellt, wenn der (er-

wünschte oder behauptete) Nutzen von 

Impfungen überhaupt besteht. 

Sind also Impfungen verantwortlich 

für den „Rückgang der Seuchen“, 

wie früher die entsprechenden Krank-

heiten genannt wurden? 

Eindeutig nicht, was aber nur erkennen 

kann, wer sich die Todesfall- und Krank-

heitszahlen auch aus der Vergangenheit 

anschaut (siehe u. a. Veröffentlichungen 

des Autors). Und dann versucht zu verste-

hen, was diese bedeuten.

Wenn dieser geglaubte Nutzen aber nicht 

besteht, dann sind Impfungen also nicht 

die erwünschte positive Ursache für die 

eingetretenen Veränderungen (wie z. B. 

Rückgang tödlicher Masernfälle). Dann 

dürfen wir sie gar nicht anwenden, eine 

Abwägung gegen die möglichen Kompli-

kationen der Krankheiten, gegen die wir 

impf(t)en, macht keinen Sinn. Der Sinn ei-

ner Impfung ergibt sich eben nicht schon 

daraus, daß eine Krankheit schwer verlau-

fen kann.

Damit können wir es uns ersparen, den 

Menschen mehr Angst vor Impffolgen zu 

machen, als die Menschen vor den Erre-

gern und den Krankheitsfolgen haben. 

Dadurch werden wir alle ein Stück frei 

von diesem Gefängnis der Angst, an dem 

wir alle mitbauen. Auch, wenn wir hin-

ter allem „Verschwörung“ sehen, sind wir 

schon im Netz der Angst gefangen, weil 

dadurch leicht der Hang zur Ausweglo-

sigkeit entsteht. Sprechen wir einmal mit 

denen „von der anderen“ Seite, dann ent-

decken wir, daß dort viel Angst, Unwissen 

und Unfähigkeit besteht, was daran hin-

dert, dem eigenen Gefängnis aus Vorstel-

lungen und Vorurteilen entkommen zu 

können – weil man es gar nicht erkennt. 

Warum melden die „Alternativen“ 

bisher fast nicht?

Unwissenheit hat mit diesem Beitrag ein 

Ende. Immer wieder höre ich von der 

Angst, keine Probleme mit den Behörden 

haben zu wollen. Angst, das hatten wir 

doch gerade? Keine Zeit, um einen zwei-

seitigen Meldebogen auszufüllen, dessen 

Daten fast alle sowieso schon in der EDV 

drinnen sind? Fehlendes Bewußtsein da-

für, daß mit den Verdachtsmeldungen 

(Bitte beachten: der Verdacht wird gemel-

det, um zu klären, ob ein ursächlicher Zu-

sammenhang zur Impfung besteht) erst 

verantwortungsbewußtes Handeln er-

möglicht wird? Es gibt auch „Alternative“, 

die leben ganz gut davon, daß es Schäden 

gibt (das ist kein Scherz!). Es gibt Men-

schen, die impfen und „beseitigen“ Impf-

folgen. Denen wurde schon vorgeworfen, 

daß sie am meisten vom Impfen profitie-

ren.

Können wir diese „Hemmnisse“ 

überwinden? 

Was nötig ist, weil alle, die bisher Scha-

den an Impfungen nahmen, auf diesen 

Schritt hoffen. Und nur so die Möglich-

keit besteht, zukünftige Schäden zu ver-

meiden. Wer nur versucht, Impfschäden 

zu mildern, mit welcher Methode auch 

immer, unterstützt das etablierte Impfsys-

tem. Weil durch solche „Erfolge“ Impfun-

gen noch besser dastehen, also ohne diese 

„Linderungen und Heilungen“. Das ändert 

nichts daran, daß es für den einzelnen Be-

troffenen sinnvoll ist, sein Leiden zu lin-

dern.

Gerade in der heutigen Zeit des Inter-

nets ist es für Eltern, deren Kinder durch 

Impfungen Schaden nahmen, schwierig, 

auch sich selbst anzunehmen. Warum ha-

ben wir uns nicht vor der Impfung zu in-

formieren versucht? So geht es auch den 

meisten Ärzten, die geimpft haben.  Wis-

sen Sie, daß in derselben Situation auch 

schon Dr. Buchwald stand, der in den 

letzten Jahrzehnten eine antreibende 

Kraft in der Impfkritik war? Sein eigener 

Sohn nahm schweren Schaden an einer 

Impfung. Und vielleicht kennen Sie Prof. 

Ehrengut, der scheinbar auf „der ande-

ren Seite“ stand? Er verlor seine Schwe-

ster durch Kinderlähmung, ehe eine Imp-

fung zur Verfügung stand. Die beiden wa-

ren „Intimfeinde“, aber standen sich viel 

näher, als ihnen klar war. Was ihnen nicht 

bewußt wurde, weil eine sachliche Ge-

sprächsgrundlage fehlte.

Auch Menschen, die ihre Kinder nicht 

impfen lassen, leben mit ihrer Verantwor-

tung. Denn niemand kann wissen, woran 

ein Kind erkrankt. Und ob dann, aus dem 

eigenen Umfeld oder sogar vom Kind der 

Vorwurf erfolgt, daß das durch eine Imp-

fung verhinderbar gewesen wäre. 

Versuchen wir die Menschen zu verste-

hen, die wir mit Informationen erreichen 

wollen? Nur, weil ich ein anderes Weltbild 

zu Krankheit, Angst und Tod habe, kön-

nen das andere nicht einfach überneh-

men. Auch ich wurde nicht so geboren, 

sondern habe einen Entwicklungsweg be-

schritten; und der ist noch nicht zu Ende. 

Deshalb achte ich Eltern, die ihre Kin-

der impfen lassen, genauso wie jene, die 

das anders machen; weil ich weiß, daß je-

der seine Gründe hat. Da mich wohl noch 

nicht alle mit meiner Art der Arbeit ken-

nen, weise ich darauf hin, daß mir die Fra-

gen, die sich z. B. zu Viren (gibt’s die?), und 

welche Bedeutung Erreger (erregend?) ha-

ben, durchaus vertraut sind. 
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Haben Sie sich einmal gefragt, daß eine 

Methode auch wirken könnte, ohne genau 

zu wissen, warum und wieso? Wie funk-

tioniert eigentlich Homöopathie, wenn es 

da so viele Strömungen gibt, deren Vertre-

ter (beiderlei Geschlechts) sich sogar ge-

genseitig vorwerfen, daß das so nicht wir-

ken kann? Haben Sie da schon einmal Be-

weise (im üblichen wissenschaftlichen 

Sinn) verlangt? Sind viele (anthroposophi-

sche) Komplexmittel-Homöopathen un-

fähig, und Niedrigpotenzen-Anwender 

haben es nicht begriffen? Oder haben es 

alle bei Hahnemann nur nicht genau ge-

lesen?

Wann macht „heilen“ eigentlich Sinn? 

Falls das stimmt, was die „Alten“ gesagt 

haben sollen (weise Chinesen, Jesus, Para-

celsus), daß nur dem Menschen geholfen 

werden kann, der nicht mehr gegen die 

Lebensgesetze verstößt, dann werden wir 

aufgefordert , unsere Lebensanschauung 

immer wieder zu überdenken. Wenn wir 

klären könnten, welche Gesetze das sind, 

würden wir erkennen, daß „helfen“, sei es 

durch Homöopathie (die richtige natür-

lich), Akupunktur (Lebensenergie, Cha-

kren), geistiges Heilen (Ätherkörper „be-

arbeiten“), oder was auch immer, zwar gut 

gemeint sein mag, aber etwas Wesentli-

ches unbeachtet läßt. Was nichts daran 

ändert, Menschen in „akuter Gefahr“ zu 

helfen.
 

In diesem Sinne verbleibe ich mit 

herzlichen Grüßen

Jürgen Fridrich 

Lindenstraße 41, 56290 Sevenich

Tel. (0 67 62) 85 56; Fax (0 67 62) 96 06 48

Machen Sie mit:

Wenn Sie den Verdacht haben, daß Sie persönlich oder eine an-

dere Person nach einer Impfung eine über das übliche Ausmaß 

einer Impfreaktion hinausgehende gesundheitliche Schädigung 

erlitten haben, dann füllen Sie - sofern Sie nicht sicher wissen, 

daß der behandelnde Arzt dies bereits getan hat – den Meldebo-

gen des Paul-Ehrlich-Institutes aus und schicken diesen an

1. das örtliche Gesundheitsamt (Vordruck unter www.pei.de)

2.  das Paul-Ehrlich-Institut direkt mit der Bitte um Eingangs-

 bestätigung und Mitteilung der Registrierungsnummer unter

 der die Meldung in die Datenbank (www.pei.de) 

3. das arznei-telegramm (www.arznei-telegramm.de)

4. die Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft 

 (für Ärzte Pflicht bei Verdacht auf unerwünschte Arznei-

 mittelwirkung) www.akdae.de

5. den Hersteller

6. den behandelnden Arzt/Ärztin, Heilpraktiker/in.

Achtung: 

Aus Datenschutzgründen namentliche Meldung nur an das 

Gesundheitsamt!

Im Meldebogen sind die Fälle genannt, für die keine Meldepflicht 

besteht. Das heißt umgekehrt aber nicht, daß Häufungen nicht 

gemeldet werden dürfen.

Gemeldet wird allein schon der Verdacht einer Schädigung! Der 

Meldende muß die Schädigung durch die Impfung nicht nach-

weisen. Die Prüfung, ob die Impfung Ursache der Schädigung 

sein kann, obliegt dem PEI.
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Rolf Schwarz
Das Anliegen des Heilpraktikers Rolf Schwarz war es, eine 

kurzgefaßte Abhandlung zum Thema Impfen zu verfassen – 

für seine Patienten und interessierte Leute mit chronischem 

Zeitmangel. Entstanden ist ein umfassendes Werk, das alle 

Impfungen einschließlich der Pocken-, Reise- und Tierimp-

fungen, kritisch beleuchtet. Rolf Schwarz geht auch der 

Frage nach, ob die Impf-Theorie stimmt und kommt zu dem 

Ergebnis, daß diese nur auf Vermutungen, Irrtümern, ober-

flächlichen Betrachtungen und bewußten Lügen besteht. 

Auf gut verständliche Weise werden auch verschiedene 

Fachbegriffe erläutert. Rolf Schwarz praktiziert seit 1977 

Klassische Homöopathie und beschäftigt sich seit seiner Aus-

bildung mit dem Thema Impfungen. Eltern und Therapeuten 

finden hier einen wertvollen Ratgeber für eine verantwor-

tungsvolle Impfentscheidung.

ISBN 3-928689-25-8, 96 Seite, EUR 9,90
Zu bestellen bei

Pirolverlag, Weiheracker 11, 85072 Eichstätt
info@pirolverlag.de
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Das RKI stellte Folgendes fest: Im Ver-

gleich zum Ausbruchsgeschehen vor Ein-

führung der Mumpsimpfung fiel bei die-

sem, wie auch bei anderen Ausbrüchen 

in Deutschland über die letzten Jahre auf, 

daß eine Verschiebung von Mumpser-

krankungen in höhere Altersgruppen er-

folgt und vermehrt Erkrankungen unter 
zweifach geimpften (also aus schulme-
dizinischer Sicht eigentlich geschütz-
ten) Personen auftreten. Mindestens 30 

bis 40 % der Infektionen verlaufen klinisch 

inapparent (symptomlos oder sympto-

marm) oder subklinisch (ohne typische 

Symptome, wie Schwellung der Ohrspei-

cheldrüse). 

Da es keine Meldepflicht der Mumpser-

krankungen gibt, hat das RKI eine Erhe-

bung zur Mumpsepidemiologie der Jahre 

2001 bis 2011 ausgeführt, „um eine un-
gefähre Aussage über die Anzahl von 
Mumpsausbrüchen in Deutschland, de-
ren Demografie und den lmpfstatus Er-
krankter machen zu können“. 

Das RKI weist darauf hin, „daß eine voll-
ständige Grundimmunisierung mit zwei 
Impfungen bei entsprechender Sympto-
matik die Differentialdiagnose Mumps 
nicht ausschließt“. Mögliche Differenti-

aldiagnosen (andere infrage kommende 

Krankheiten) sind u. a. virale Infektionen 

mit dem Epstein-Barr-Virus, Parainflu-

enzavirus (Typ 1 und 3), Influenzavirus A, 

Coxsackievirus, Adenovirus und Parvo-

virus B19, heißt es weiter. Prof. Heinin-

ger, Mitglied der Ständigen Impfkom-

mission STIKO, beschrieb das in seinem 

Buch „Handbuch Kinderimpfung“ (Iri-

siana 2004, S. 132-33) treffend mit „was 

wie Masern aussieht, ist nicht immer Ma-

sern (sondern vielleicht eine andere Virus-

infektion mit einem zum Verwechseln ähn-

lichen Ausschlag), und was wie Mumps 

aussieht, ist vielleicht eine Speicheldrü-

senschwellung anderer Ursache, und ver-

meintliche Röteln sind eben oftmals keine 

Röteln“. Dies birgt nun die Gefahr, dass 

man bei nicht geimpften stets von 

Mumps ausgeht, während man bei ge-

impften Personen eine andere Dia-

gnose stellt, da man überzeugt ist, daß 

diese ja durch die Impfung geschützt 

seien.

Enzephalitis wird allgemein bei < 1 % der 

Mumpsfälle beobachtet, das wäre mehr 

als bei Masern, wo ca. 0,1 % angegeben 

wird. Daher ist es unverständlich, daß 

Mumps bisher nicht im Rahmen des In-

fektionsschutzgesetzes (IfSG) als explizit 

genannte Einzelkrankheit (§ 6 Abs. 1 Nr. 

1 IfSG) bundesweit für Ärzte und Heil-

praktiker meldepflichtig war (ändert sich 

2012); nur in den neuen Bundesländern 

besteht eine solche im Rahmen von Lan-

desverordnungen. Allerdings ist nach § 6 

Abs. 1 Nr. 5 IfSG, schon „das Auftreten ei-

ner bedrohlichen Krankheit oder von zwei 

oder mehr gleichartigen Erkrankungen … 

meldepflichtig“ gewesen. 

Nur für die Leitung von Gemeinschafts-

einrichtungen besteht nach § 34 Abs. 6 

IfSG, bisher bereits Meldepflicht – und 

zwar schon für den Verdacht! Bitte beach-

ten: Ein Verstoß stellt eine Ordnungswid-

rigkeit nach § 73 IfSG dar (bis zu 25 000 

Euro Buße). 

Im Bericht erfahren wir, daß in ganz Bay-

ern bei einem Mumpsausbruch der vom 

Sommer 2010 an über ein Jahr andauerte, 

299 Fälle gemeldet wurden. Ungeimpft 

waren 128 Personen. Von 105 geimpf-

ten hatten 38 eine und 54 mindestens 2 

Impfdosen erhalten. Für 13 geimpfte 

wurde die Anzahl nicht erhoben. In ins-

gesamt 66 Fällen liegt keine Angabe zum 

Impfstatus vor.

Achtmal waren bei den Ausbrüchen vor-

wiegend Kindertagesstätten betrof-

fen; viermal wurden explizit anthropo-

sophische Einrichtungen genannt. Auch 

Grundschulen waren betroffen. Das deu-

tet darauf hin, daß Impfversagen schon 

wenige Jahre nach den Impfungen auf-

treten kann. Leider fehlen trotz sechs Sei-

ten Berichtsumfang die bedeutsame Er-

mittlung (oder Veröffentlichung?) des 

zeitlichen Abstands zwischen Impfung 

und Mumpserkrankung, um diesbezüg-

lich Klarheit zu erhalten. Bei dem Nürn-

berger Mumpsausbruch lag bei 8 der 23 

Fälle eine zweimalige und bei dreien eine 

einmalige Impfung vor, 12 waren nicht 

geimpft. Es heißt: „Problematisch erwies 

sich im Verlauf des Ausbruchs, daß einige 
Ärzte Mumps als Differentialdiagnose 
bei zweifach Geimpften nicht in Betracht 
zogen; so wurden im Rahmen der aktiven 

Fallsuche 3/23 Fälle erst retrospektiv iden-

tifiziert“. 

Es wird über „eine zügige Impfbuchkon-

trolle“ berichtet, ohne zu beschreiben, wie 

diese erfolgt ist. Vermutlich verlief das so 

wie praktisch immer: Mit einem Schrei-

ben werden die Kinder und Erwachsenen 

aufgefordert, den Impfausweis zur Kon-

trolle durch das Gesundheitsamt in die 

Schule mitzubringen. Wer zweimal ge-

impft ist oder die Krankheit nachweis-

lich schon durchlebt hat, darf weiter in die 

Schule. Den anderen wird eine sofortige 

Impfung angeboten. Wer dazu nicht be-

reit ist, darf die Schule für die Dauer der 

Inkubationszeit (Erstkontakt bis zum Auf-

treten von Symptomen, bei Mumps ca. 18 

Tage) der Krankheit nicht mehr betreten. 

Alle zur Kontrolle des Impfstatus erst wie-

der in die Schule kommen zu lassen, ob-

wohl die Krankheit doch ansteckend ist, 

ist nicht nur medizinisch nicht nachvoll-

ziehbar, sondern ein klarer Verstoß ge-

gen §1 des IfSG, auf den man sich ja gerade 

beim Kindergarten- und Schulausschluss 

beruft. Die Menschen werden durch eine 

solche von der Gesundheitsbehörde ver-

anlaßte Handlung gefährdet. Das Ziel des 

IfSG ist u. a., die Weiterverbreitung an-

steckender Krankheiten zu verhindern. 

Genau aus diesem Grunde dürfte man die 

Menschen nicht mehr in der Schule zu-

Mumpsausbruch an einer Grundschule in Nürnberg 2011 – 
Analyse und Kommentar zum Beitrag im Epidemiologischen 
Bulletin des Robert Koch-Instituts (RKI, Ausgabe 22/2012 
vom 4. Juni 2012, S. 205-211).

Jürgen Fridrich
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sammenkommen lassen. Denn so könn-

ten sie sich ja anstecken. Tut man es doch, 

ist der anschließend ausgesprochene 

Schulausschluss nicht mehr sinnvoll, da 

bereits durch diese Zusammenkunft zur 

Kontrolle der Impfausweise die Anstek-

kung erfolgt sein könnte. In einem solchen 

Fall genügt es logischerweise, abzuwar-

ten, ob noch jemand tatsächlich erkrankt. 

Aber wer denkt schon darüber nach, was 

sinnvoll und logisch ist. Es wird einfach so 

gemacht, wie es alle schon immer machen. 

Wo kein Kläger, da ist selten ein Richter.

An einer der betroffenen Schulen waren 

zwei Fälle schon ca. zwei Monate vorher 

aufgetreten und danach keine mehr. Lei-

der unterblieb deswegen dort die Impf-

buchkontrolle, die doch wichtige Erkennt-

nisse liefern könnte: Waren die zwei ein-

zigen Erkrankten geimpft oder nicht, und 

traten keine Folgefälle auf, weil vielleicht 

eine höhere Durchimpfungsrate vorlag, 

als an den anderen Schulen? Vor einigen 

Jahren hatte sich bei einem Duisburger 

Masernausbruch ergeben, daß die Erkran-

kungsrate unabhängig von den Impfraten 

war. Was der gern geäußerten Hypothese 

widerspricht, daß viel Impfen gleichbe-

deutend mit wenigen Erkrankungen sei. 

Eine große Übersicht im aktuellen Bericht 

zeigt die Maßnahmen und Empfehlungen, 

die das Nürnberger Gesundheitsamt vor-

sah, betreffend den möglichen Ausschluß 

von Kontaktpersonen. Das ist auch im Zu-

sammenhang mit dem Urteil des Bundes-

verwaltungsgerichts vom 22. März 2012 

zum Schulbetretungsverbot interessant 

(siehe ausführlicher Beitrag in diesem 

Rundbrief ), über das das RKI in diesem 

Bericht ebenfalls informiert.

Die vorgenommenen Maßnahmen sind 

mit (medizinischer) Logik nicht zu erklä-

ren. Obwohl zweifach geimpfte Personen 

erkrankten, betrafen diese keine Maßnah-

men. Bisher einmal geimpfte durften erst 

mit Nachweis einer 2. Impfung wieder in 

die Schule, während dies bisher nicht ge-

impften mit einer sofortigen Impfung in-

nerhalb von drei Tagen nach Kontakt zu 

einem Mumpsfall gestattet wurde. Solche 

Maßnahmen hätten vor Gericht keinen 

Bestand, da sie gegen den Grundsatz der 

Gleichbehandlung verstoßen.

In der Zusammenfassung wird behaup-

tet, daß „sich der Schulausschluß als hilf-

reiche Maßnahme zur schnellen Eindäm-

mung zeigte“, ohne das zu belegen. Nie-

mand fragt sich, warum in einer Schule 

nur zwei Fälle auftraten und ohne jegli-

che Maßnahme keine weiteren. Immer-

hin wird dann darauf hingewiesen, daß 

„Schulausschlüsse auf tatsächliche An-

haltspunkte eines Ansteckungsverdachts 

zu gründen sind“. Nicht (ausreichend) ge-

impft zu sein genügt nicht mehr.

Gemeldete Mupsfälle USA 1966 bis 2004
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Quelle: Mumpsvaccine, Plotlein/Rubin, Vaccines, 5. Aufl., S. 435-65.



10 Libertas & Sanitas Rundbrief 1/Juli 2012 · Wilhelm-Kopf-Straße 15 · 71672 Marbach · Fernruf (0 71 44) 86 25 35 · redaktion@libertas-sanitas.de

S C H W E I N E G R I P P E  O D E R  Z A H L E N A L L E R G I E?

Fazit: Die Vorgehensweise der Behör-

den ist auch in diesem Fall logisch/me-

dizinisch nicht nachvollziehbar und ver-

stößt teilweise gegen bestehende Gesetze. 

Außerdem werden Untersuchungen un-

terlassen, die zu hilfreichen Erkenntnis-

sen führen könnten. Es unterbleibt der 

Hinweis, daß ein Verstoß gegen die Mel-

depflicht im Rahmen des IfSG eine Ord-

nungswidrigkeit (im Falle des Vorsatzes 

sogar strafbar ist) darstellt, die mit Buß-

geld belegt werden kann.

Das eigentliche Dilemma beim Impfen be-

steht auch hier darin, daß der Nutzen von 

Impfmaßnahmen nicht hinterfragt wird, 

sondern daß einfach von diesem ausge-

gangen wird. Dabei werden epidemiolo-

gische Zusammenhänge (Entwicklung der 

Krankheitshäufigkeit und -schwere über 

längere Zeiträume) ignoriert oder nicht 

verstanden.

Alle Beteiligten und diejenigen, die sich 

informieren wollen, seien daher auf die 

nebenstehend abgedruckte Abbildung 

verwiesen, die dem Buch „Vaccines“ (5. 

Auflage 2008) entnommen ist (Der Bei-

trag heißt „Mumps vaccine“, Plotkin/

Rubin, S. 435-65). Hier werden die ge-

meldeten Mumpsfälle in USA von 1966 

bis 2004 dargestellt. Die Impfung wurde 

1967 zugelassen. Jetzt kann man glauben, 

daß der anschließende Rückgang der Fall-

zahlen eine Folge des Impfens ist; was die 

Impfbefürworter auch tun.

Doch das zeigt, daß man nicht begreift, 

was hier abgebildet ist: Hier wird nur ein 

zeitlicher Zusammenhang dargestellt, ob 

die Impfung für die Veränderung verant-

wortlich ist, muß jetzt erst bewiesen wer-

den. Dazu wären z. B. Daten zu den er-

reichten Impfraten (wann wurden wie 

viele geimpft) nötig und Zahlen über die 

Erkrankungsraten vor 1966 (vielleicht 

sind diese ja schon seit langer Zeit vor 

1966 rückläufig und wir springen quasi 

nur auf einen fahrenden Zug auf ). 

Die „Lösung“ zu diesem Beispiel finden 

wir, indem wir einfach den Beitrag lesen, 

dem die Abbildung entstammt. Dort heißt 

es: „Es verging ein Jahrzehnt, bis die Imp-

fung als Routineimpfung allen Kindern 

verabreicht wurde.“ Das bedeutet auch, 

daß sie damit nicht die Ursache für den 

starken Rückgang bis 1977 gewesen sein 

kann. Darüber hinaus fehlen zum gesam-

ten abgebildeten Zeitraum Angaben zu 

den erreichten Impfraten.

Herzliche Grüße und viel Erfolg 

beim Hinterfragen

Jürgen Fridrich 

Lindenstraße 41, 56290 Sevenich

Tel. (0 67 62) 85 56; Fax (0 67 62) 96 06 48

Schweinegrippe oder Zahlenallergie?
Warum das Leben ohne Daten sicherer erscheint

Gerd Antes

(Der Artikel ist mit freundlicher Geneh-

migung der Süddeutsche Zeitung GmbH 

und des Autors der Süddeutschen Zeitung 

vom 7./8. November 2009 entnommen. 

Was Antes zur Schweingrippe damals 

schrieb, ist heute noch aktuell und kann 

auch auf die anderen Impfungen übertra-

gen werden.)

Die Menschen sind verunsichert über die 

Bedrohung durch die Schweinegrippe 

und die Impfung dagegen. Jetzt äußert 

sich Gerd Antes und damit erstmals ein 

Mitglied der Ständigen Impfkommission, 

die im Oktober die Impfung gegen die 

Schweinegrippe empfohlen hat. Das Wort 

von Antes hat besonderes Gewicht. Er 

leitet das Deutsche Cochrane-Zentrum in 

Freiburg, das die Qualität wissenschaftli-

cher Daten bewertet. 

Horrorszenarien mit hohen Todeszah-

len gehören in Zeiten der Schweinegrippe 

zum guten Ton: 35 000 Tote im kommen-

den Winter allein in Deutschland, die an-

gekündigte Welle ist endlich da, und die 

zweite Welle, die noch schlimmer wird, 

kommt sicher im Frühling. Für Zweifler 

stellen Experten fest, daß die Zahl der In-

fektionen deutlich steige, um so zu versi-

chern, daß die Welle begonnen habe. Ein-

zelne Todesfälle werden in der Presse ge-

radezu zelebriert. Graphiken mit steil auf-

ragenden Kurven signalisieren höchste 

Gefahr und zeigen, daß wir am Rande des 

Abgrunds stehen. 

Für Sammler von Beispielen, wie man 

Zahlen nicht interpretieren sollte, herr-

schen goldene Zeiten. Alles, wovor man 

Erstsemester warnt, wird geboten. Dabei 

sind die Regeln einfach. Grippetote oder 

Impfschäden einzeln zu zählen ist sinnlos, 

wenn nicht gesagt wird, wie viele Men-

schen infiziert oder geimpft wurden. Das 

ist der Nenner, auf den Fälle bezogen wer-

den müssen. Absolute Anzahlen wecken 

Emotionen, für die Beschreibung von Ri-

siken haben sie keine Bedeutung. Nutzen 

und Risiken werden mit Quotienten be-

schrieben!

Noch wichtiger ist: Risiken befinden sich 

immer im Wettstreit mit anderen Risiken. 

Ihre Bewertung bedeutet eine Abwägung. 

Hier gilt es, das Risiko durch Schwei-

negrippe gegen das Impfrisiko zu gewich-

ten. Ob der Nutzen einer Impfung grö-

ßer ist als die Risiken durch Infektion oder 

Nebenwirkung, muß im fairen Vergleich 

ermittelt werden. Die Methoden dafür 

sind klinische Studien und systematische 

Beobachtung der Praxis. 

Was einfach klingt, ist es in der Realität 

leider nicht. Statt uns auf eine vertrauens-

würdige Basis für eine Nutzen-Risiko-Ab-

wägung stützen zu können, stehen wir vor 

einem erstaunlich großen Wissensloch. 

Sogar die einfache Frage, was ein milder 

Verlauf bedeutet und wie viele Infizierte 

nur einen solchen erfahren, findet noch 
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keine empirische Antwort. Erstaunlich 

angesichts der Prognosen, daß die deut-

sche Wirtschaft durch Fehlzeiten schwer 

Schaden nehmen könnte. Statt belastba-

rer Daten findet man Aussagen, daß Ten-

nisprofi Tommy Haas „überraschend“ 

schnell von der Schweinegrippe genesen 

sei. Diese Aussage kann nur machen, wer 

sein Weltbild auf Worst-Case-Szenarien 

geeicht hat. 

Auch die zentrale Frage, wie viele Infi-

zierte es in Deutschland gibt, ist nicht zu-

verlässig zu beantworten. Die gemeldeten 

Zahlen sind erfaßte Infektionen, die von 

den tatsächlich Infizierten um das Zehn-

fache übertroffen werden können. Verläß-

liche Zahlen sind Mangelware.

Fehlendes Wissen bedeutet Unsicher-

heit. Das scheint als Einladung verstanden 

zu werden, mit auf Glauben beruhenden 

Aussagen für Sicherheit zu sorgen. Zahlen 

und objektive Risikoabschätzungen sucht 

man oft vergeblich. Das könnte akzeptiert 

werden, wenn der Glauben als solcher de-

klariert und nicht als Wissensmogelpak-

kung präsentiert würde. Besonders irritie-

rend für die Öffentlichkeit sind Aussagen 

zur Sicherheit des Impfstoffs. Den Impf-

stoff als sicher zu bezeichnen, ist falsch 

und wird durch regelmäßige Wiederho-

lung durch die Präsidenten von Paul-Ehr-

lich-Institut und Robert-Koch-Institut 

nicht richtiger. 

Genauso falsch ist es, den Impfstoff als 

unsicher zu bezeichnen, so oft Impfgegner 

das auch wiederholen. Das Wort „sicher“ 

ist irreführend, da es die wünschenswerte 

Sicherheit nicht gibt und nicht geben 

kann. Das ist kein spezielles Problem die-

ses Impfstoffs, sondern gilt allgemein. Je-

des Arzneimittel hat bis zu seiner Einfüh-

rung eine Entwicklung durchlaufen, in der 

alles getan wurde, um schädliche Wirkun-

gen zu minimieren. „Unbedenklich“ ist 

das treffendere Wort und Voraussetzung 

für die Einführung. 

Ganz sicher ist das Ergebnis aber nie, kann 

es nicht sein. Wer das trotzdem behaup-

tet, stellt sich in eine Reihe mit denen, die 

obskure Produkte als garantiert nebenwir-

kungsfrei bezeichnen. Wie groß die Un-

sicherheit ist, zeigt ein Blick auf Websei-

ten des britischen Gesundheitsministe-

riums. Dort stehen Modellrechnungen 

für erwartete Todesfälle. Optimisten ka-

men im Sommer auf 50 000, Pessimisten 

auf 750 000. Besser als durch diese enorme 

Spanne kann man Unsicherheit nicht zei-

gen. Diese ältere Prognose wurde dann im 

September auf die Spanne von 3000 bis 

19 000 zurückgenommen – das sind übli-

che Opferzahlen durch saisonale Grippe. 

Die schlimmsten Befürchtungen der Op-

timisten vor der Pandemie waren also 

zweieinhalbmal so dramatisch wie die der 

Pessimisten im September. In Deutsch-

land umschifft man solche Probleme, in-

dem man keine Spanne, sondern nur eine 

Zahl nennt – mit größter Sicherheit. 

Wie ein roter Faden zieht sich die Abnei-

gung gegenüber Zahlen durch Berichte. 

Ein Grund mag die schlechte Datenlage 

sein, aber auch vorhandene werden igno-

riert. Die gegenwärtig besten stammen 

von der Südhalbkugel. Erfahrungen und 

Zahlen des dort fast beendeten Winters 

geben keinen Anlaß für Katastrophensze-

narien. Während die Ignoranz gegenüber 

Fakten bei der Bild nicht überrascht, ist 

ein solches Verhalten von Maybrit Ill-

ner (ZDF) oder in „Hart aber fair“ (ARD) 

auffällig. Obwohl beide Redaktionen zu-

vor auf Daten der Südhalbkugel hinge-

wiesen wurden, gab es zum Impfbeginn 

auch dort ein weitgehend faktenfreies Pa-

laver. Eine weitere Chance zur Aufklärung 

wurde vertan. Das setzte sich bei „Hart 

aber fair“ im „Faktencheck“ zur Klärung 

offener Fragen fort; dort wurde der fak-

tenfreie Faktencheck kreiert. 

Auf der Strecke bleiben die Bürger. Der 

Wunsch nach Sicherheit wird konter-

kariert durch Aussagen echter und ver-

meintlicher Experten, die Irritation verur-

sachen. Falsch wäre aber der Vorwurf, daß 

Experten nicht mit einer Stimme Sicher-

heit schaffen. Das diffuse Bild ist natür-

liche Folge der objektiven Unsicherheit. 

Verwerflich ist, daß diese Unsicherheit 

nicht als solche deklariert wird, sondern 

durch Ignoranz ein Bild von Sicherheit er-

zeugt wird, das mit der Realität nichts zu 

tun hat. Die gesellschaftliche Unfähigkeit, 

mit Risiken rational umzugehen, ist er-

schreckend.

Es gibt derzeit keinen Grund zu übertrie-

bener Aufregung. Das Grippegeschehen 

liegt gegenwärtig im üblichen Bereich, 

bei aller Tragik der Einzelschicksale. Die 

Medienpandemie einzudämmen verdient 

mehr Beachtung. Die verantwortungs-

volle Interpretation vollständig und trans-

parent dargestellter Zahlen muß Grund-

lage individueller wie gesellschaftlicher 

Entscheidungen sein. Daraus Sicherheit 

zu erhoffen ist jedoch utopisch. Wir müs-

sen lernen, mit Unsicherheit sicher und 

rational umzugehen.

Kritiker sind keine „Leugner“

Jürgen Fridrich

Unter dieser Überschrift erschien im Bun-

desgesundheitsblatt 4/2011 (S. 505/6) 

ein Leserbrief. Darin nimmt der Schrei-

ber, Prof. Rophol, Bezug auf den Beitrag 

„Gesetzliche Maßnahmen zur Tabakprä-

vention“ von den Autorinnen Mons und 

Pötschke-Langer (beide vom Deut-

schen Krebsforschungszentrum Heidel-

berg), der in der Ausgabe 2/3/2010 er-

schienen war. Aus diesen beiden Texten 

sind einige Grundaussagen zur Wissen-

schaft zu entnehmen, die deutliche Paral-

lelen zum Bereich des Impfens aufweisen. 

Deswegen erscheint es sehr hilfreich, dar-

auf einzugehen. Denn Herausgeber dieser 

medizinischen Fachzeitschrift sind u.a. 

Robert Koch (RKI)- und Paul-Ehrlich-In-

stitut (PEI) sowie die Bundeszentrale für 
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gesundheitliche Aufklärung (BZgA), die 

wesentlichen Bundeseinrichtungen, wenn 

es ums Impfen geht.

Die beiden Frauen beschreiben Evidenz 

(also Wissen, das auf Beweisen gründet), 

Erfolge und Barrieren (also Hindernisse) 

auf einem Gebiet, bei dem es um ökono-

mische Gründe geht, die mit gesundheit-

lichen konkurrieren. Sie verweisen darauf, 

daß „eine Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 30. Juli 2008 bestätigte, 

daß der Gesundheitsschutz prinzipiell 

Vorrang vor ökonomischen Interessen hat“. 

Die Strategien der Tabakindustrie umfaß-

ten: 

(1) Aufbau eines Forschungsnetzwerks 

zur Absicherung der eigenen Position, 

(2) Gewinnung renommierter Wissen-

schaftler durch gezielte Mittelvergabe für 

Gutachten/Forschungsprojekte, 

(3) Kampagnen zur Steigerung des Anse-

hens und der Glaubwürdigkeit der Tabak-

industrie und 

(4) Einflußnahme auf politische Entschei-

dungsträger, die Gesundheitspolitik und 

Gesetzesvorlagen, beispielsweise durch 

Auftragsgutachten. Als Quelle hierfür zi-

tierten sie Grüning/Schönfeld, deren 

Beitrag im Deutschen Ärzteblatt (2007, 

104: 770-74) „Vom Teufel bezahlt …“ lautete.

„Um Anfang der 1990er Jahre ein europä-

isches Tabakverbot zu verhindern, ließ die 

Industrie zu diesem Thema von renom-

mierten Wissenschaftlern Gutachten er-

stellen, die von ihr finanziert wurden.“ 

Dann gehen die Autorinnen auf „Denia-

lism“ (engl.: verleugnen) ein, auf die Leug-

nung wissenschaftlicher Grundlagen und 

Erkenntnisse. „Dieser ist häufig Bestand-

teil der Weltanschauung und Überzeugung 

der Gegner einer wirksamen Tabakkon-

trollpolitik … Problematisch ist diese Leug-

nungshaltung insbesondere dann, wenn 

sie mit einer gezielten Öffentlichkeits- und 

Überzeugungsarbeit einhergeht … Es gibt 

fünf Kennzeichen für diese Rhetorik, die 

teilweise oder alle zusammen zu beobach-

ten sind: verschwörungstheoretische Un-

terstellungen gegenüber dem wissenschaft-

lichen Konsens, das Zitieren selbsternann-

ter Experten, das selektive Heranziehen 

von Studien oder Ergebnissen, überzogene 

und unrealistische Anforderungen an die 

Wissenschaft und Falschdarstellungen be-

ziehungsweise Fehlschlüsse … Es ist wis-

senschaftlicher Konsens, daß bestimmte 

gesetzliche Maßnahmen zu einer wirksa-

men Tabakprävention beitragen können 

… Um eine Einflußnahme durch Tabak-

konzerne und weitere Interessensverbände 

zu verhindern und Transparenz zu schaf-

fen, empfehlen die WHO-Leitlinien der Po-

litik die Umsetzung ethischer Grundsätze 

… u. a. das Vermeiden von Interessenskon-

flikten und eine Transparenz über die Ak-

tivitäten der Tabakindustrie. Die deutsche 

Bundesregierung sollte diese Empfehlun-

gen umsetzen.“

Das erinnert sehr an die Situation beim 

Impfen, wenn wir z. B. für die Tabakkon-

zerne Impfkonzerne einsetzen. Nur schei-

nen dies die Bundesinstitute nicht wahr-

zunehmen, da sie da auf der Seite der Imp-

findustrie stehen; und Rauchen als eher 

„schlecht“ und Impfen als „gut“ betrach-

tet wird. Diese Haltung bietet aber auch 

die Möglichkeit, sich an die Bundesregie-

rung und die Institute zu wenden, und ih-

nen diesbezüglich die Augen zu öffnen: 

Genau die Probleme, die sie beim Tabak 

wahrnehmen, übersehen sie beim Impfen.

Nun folgen noch einige Sätze zu den Aus-

führungen des Leserbriefschreibens. „Wis-

senschaft ist auf der Suche nach Wahrheit. 

Aber was sie findet, das sind immer nur 

vorläufige Annahmen, solange keine ernst-

haften Gegengründe vorgebracht werden. 

Wissenschaft bildet Erkenntnis auf Probe, 

keine unbezweifelbare Wahrheit. Jede 

These muß sich kritischer Prüfung stel-

len. Was solcher Prüfung standhält, gilt als 

vorläufig bewährt. Nicht Wahrheit ist das 

Gütesiegel der Wissenschaft, sondern Be-

währung. Kritische Prüfung ist der Königs-

weg der Wissenschaft, und kritische Prü-

fung erfordert den methodischen Zwei-

fel. Wer an wissenschaftlichen Vermutun-

gen zweifelt und nach kritischer Prüfung 

Gegengründe anführen kann, unterstützt 

den Fortschritt der Wissenschaft, indem 

er hilft, die Zahl der Irrtümer zu verrin-

gern.“ Er nimmt dabei auf das Ethos der 

Wissenschaft Bezug, wie es K. R. Popper 

(Logik der Forschung) und H. Albert 

(Traktat über kritische Vernunft) formu-

lieren. „Was sie mit Intuition, Anstrengung 

und Fleiß erarbeitet haben, muß, in ihren 

Augen, über jeden Zweifel erhaben sein. 

Wer das trotzdem kritisch prüft, stört ihre 

Selbstgewißheit. Der Zweifler ist zwar ein 

Freund der Wissenschaft, aber der Feind 

der Forscher, die vorschnell ihre vorläu-

figen Erkenntnisse für endgültige Wahr-

heit halten wollen. Diese schlagen ,Im-

munisierungsstrategien‘ (H. Albert) ein, 

mit denen sie den Skeptiker für unzustän-

dig, fremdbestimmt oder unvernünftig er-

klären. Haben sie auf diese Weise die Per-

son, die Kritik vorbringt, unglaubwürdig 

gemacht, brauchen sie sich, so glauben sie, 

mit den Inhalten der Kritik gar nicht erst 

zu beschäftigen.“

Er zeigt auf, daß von 64 Untersuchun-

gen 55 keinen statistischen Beleg für an-

gebliche Gefahren des „Passivrauchens“ 

beibringen. Außerdem wurde die Ge-

fahr des Umgebungsrauchs gar nicht er-

faßt, sondern nur Fälle, in denen Nicht-

raucher mit einem rauchenden Partner in 

Gemeinschaft leben. Damit fehlen für die 

Nichtraucherschutzgesetze für öffentli-

che Räume die wissenschaftlichen Grund-

lagen. Worauf gründet sich ein Experten-

konsens, wenn die Mehrzahl von Untersu-

chungen dessen zu Grunde liegenden Hy-

pothesen nicht bestätigen?

In diesem Zusammenhang stellt sich doch 

auch die Frage, wie man die besonders ver-

letzlichen Kinder vor den Folgen des Pas-

sivrauchens schützen will. Deren Risiko 

wäre doch wohl beim Autofahren, wenn 

beide Eltern rauchen, oder in der heimi-

schen Wohnung bedeutend. Mit Sensoren 

starten dann Autos nicht oder wird zu-

hause die Feuerwehr alarmiert, wenn Zi-

garettenrauch festgestellt wird?

„Wer diese Argumentationslage ernst 

nimmt, ist kein unwissenschaftlicher 

,Leugner‘, sondern im Gegenteil ein vorbe-

haltloser Wissenschaftler, der das Prinzip 

der kritischen Prüfung über alles stellt. Sol-

che Kritik als nicht ,legitim‘ zurückzuwei-

sen und den Kritiker, womöglich gar mit 

völlig deplazierten Vergleichen (die Auto-

rinnen schreiben; Beispiele aus anderen 

Bereichen sind die Holocaustleugnung und 

die Evolutionsleugnung!), als ,Leugner‘ zu 

diskreditieren, zeugt von einem seltsamen 

Verständnis wissenschaftlicher Diskussi-

onskultur“.

Nehmen wir das zum Anlaß, die Bundes-

behörden an diese Maßstäbe auch beim 

Impfen zu erinnern. Damit auch dort die 

Wissenschaft wieder auf die Füße gestellt 

wird und sich Grund- und Menschen-

rechten nachordnet. 
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